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Geſetz-Sammlung 


für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 28. 


(Nr. 10724.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Siebenten Titels im Allgemeinen Berg. 
geſetze vom 24. Juni 1865. Vom 19. Juni 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 
Der Siebente Titel im Allgemeinen Berggeſetze für die Preußiſchen Staaten 
vom 24. Juni 1865 (Geſetz-Samml. S. 705 ff.) erhält folgende Faſſung: 


$ 165. 

Für die Arbeiter, welche auf den dem gegenwärtigen Geſetz unterworfenen 
Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten, Salinen und den zugehörigen Betriebsan- 
ſtalten beſchäftigt find, ſollen, ſoweit das Geſetz nicht beſondere Ausnahmen vor- 
fieht, Knappſchaftsvereine beſtehen, welche den Zweck haben, ihren Mitgliedern 
und deren Angehörigen nach näherer Beſtimmung des Geſetzes und der Satzungen 
(§ 169) Unterſtützungen zu gewähren. 

Inwieweit auch die Werksbeamten und die Verwaltungsbeamten der Knapp 
ſchaftsvereine zum Beitritte verpflichtet und berechtigt ſind, beſtimmt ſich nach den 
§§ 171 und 172. 

Sind mit den im Abſ. 1 bezeichneten Werken zugleich Gewerbsanlagen 
verbunden, welche nicht unter der Aufſicht der Bergbehörde ſtehen, ſo können die 
bei dieſen Gewerbsanlagen beſchäftigten Arbeiter und Beamten auf den gemein⸗ 
ſchaftlichen Antrag der Werksbeſitzer und der Mehrheit der künftigen beitritts- 
pflichtigen Mitglieder durch den Knappſchaftsvorſtand in den Knappſchaftsverein 
aufgenommen werden. 

$ 166. 

Die beftehenden Knappſchaftsvereine und knappſchaftlichen Krankenkaſſen 
bleiben in Wirkſamkeit. Der gegenwärtige Titel findet jedoch auch auf ſie An⸗ 
wendung. 
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Die Beſitzer ſowie die Beamten und Arbeiter der Hüttenwerke und der 
dem gegenwärtigen Geſetze nicht unterworfenen Aufbereitungsanſtalten, welche - 
bereits einem Knappſchaftsverein angehören, fcheiden auf ihren gemeinſchaftlichen 
Antrag aus dem Verein aus. 

Unter der gleichen Vorausſetzung ſcheiden die Beſitzer ſowie die Beamten 
und Arbeiter der im § 165 Abſ. 3 bezeichneten, nicht unter der Aufſicht der 
Bergbehörde ſtehenden Gewerbsanlagen aus dem Verein aus, ſofern ihre Ver⸗ 
bindung mit knappſchaftspflichtigen Werken gelöſt wird. 5 

Das Ausſcheiden eines nach Abf. 2 oder 3 austrittsberechtigten Vereins⸗ 
werkes tritt erſt in Wirkſamkeit, wenn eine vermögensrechtliche Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem ausſcheidenden Werke und dem Knappſchaftsvereine ſtattgefunden 
hat. Streitigkeiten, welche hinſichtlich der vermögensrechtlichen Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem austrittsberechtigten Vereinswerk und dem Knappſchaftsverein ent⸗ 
ſtehen, werden mangels Verſtändigung über eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
von dem Oberſchiedsgericht entſchieden ($ 186 m). 


$ 167. 


Die Beſtimmung der Bezirke, für welche neue Knappſchaftsvereine gegründet, 
ſowie die Beſtimmung derjenigen bereits beſtehenden Knappſchaftsvereine, welchen 
die dieſem Geſetz unterworfenen, außerhalb des Bezirkes eines beſtehenden Knapp⸗ 
ſchaftsvereins belegenen Bergwerke, Aufbereitungsanſtalten und Salinen bei der 
Eröffnung des Betriebs zugeteilt werden ſollen, hängt zunächſt von dem Be⸗ 
ſchluſſe der Beteiligten ab. Kann hierüber eine Einigung nicht erzielt werden, 
ſo entſcheidet nach Anhörung der Werksbeſitzer und eines von den künftigen bei⸗ 
trittspflichtigen Mitgliedern zu wählenden Ausſchuſſes auf den Vorſchlag des 
Oberbergamts der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Wo ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, iſt dieſer zu hören. Die Wahl 
eines Ausſchuſſes nach Abſ. 1 findet alsdann nur durch die beitrittspflichtigen 
Beamten ſtatt. 


$ 168, 


Jeder Knappſchaftsverein hat nach näherer Beſtimmung des Geſetzes und 
der Satzung zu gewähren: 
1. die Krankenverſicherung feiner Mitglieder nach $$ 171 b bis 171 e 
Grankenkaſſenleiſtungen)); 

2. Unterſtützungen an die arbeitsunfähig gewordenen Mitglieder ſowie an 
die Angehörigen verſtorbener Mitglieder nach $$ 172 à bis 1726 
(Penſionskaſſenleiſtungen). 

Für dieſe beiden den Knappſchaftsvereinen obliegenden Aufgaben iſt die 
Rechnungsführung nach Krankenkaſſe und Penſionskaſſe getrennt vorzunehmen. 
Ausnahmen hiervon ſind nur bei geringem Geſchäftsumfange ſtatthaft und unter— 
liegen der beſonderen Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde. 
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Innerhalb der einzelnen Knappſchaftsvereine können nach dem gemeinfchaft- 
lichen Beſchluſſe der beteiligten Werksbeſitzer und Knappſchaftsälteſten, ſofern der 
Knappſchaftsvorſtand und die Generalverſammlung zuſtimmen, beſondere Kranken⸗ 
kaſſen für die zugehörigen Werke, und zwar für jedes einzelne Werk oder gruppen- 
weiſe für mehrere Werke, errichtet werden. Die Errichtung beſonderer Kranken⸗ 
kaſſen kann auch auf einen Teil der Vereinswerke beſchränkt werden. 

Die Errichtung einer beſonderen Krankenkaſſe iſt nur dann zuläſſig, wenn 
durch die Zahl der im Kaſſenbezirke regelmäßig beſchäftigten Arbeiter oder durch 
ſonſtige Umſtände die dauernde Leiſtungsfähigkeit der Krankenkaſſe ausreichend 
ſichergeſtellt erſcheint. 

Die Geſchäftsführung der beſonderen Krankenkaſſen unterliegt der Beauf⸗ 
ſichtigung durch den Knappſchaftsvorſtand. In der Satzung des Knappſchafts⸗ 
vereins ſind gegebenenfalls die näheren Beſtimmungen hierüber zu treffen. 


$ 169. 


Für jeden neu gegründeten Knappſchaftsverein haben die Werksbeſitzer unter 
Mitwirkung eines von den künftigen beitrittspflichtigen Mitgliedern zu wählenden 
Ausſchuſſes eine mit dem Geſetz in Übereinftimmung ftehende Satzung aufzuſtellen. 
Dieſelbe unterliegt der Beſtätigung des Oberbergamts, welche nur verſagt werden 
darf, wenn die Satzung den geſetzlichen Vorſchriften zuwiderläuft oder Beſtim⸗ 
mungen enthält, welche mit dem geſetzlichen Zwecke des Knappſchaftsvereins nicht 
im Zuſammenhange ſtehen. 

Mit dem Antrag auf Erteilung der Beſtätigung find die Unterlagen ein⸗ 
zureichen, welche zur Beurteilung der dauernden Erfüllbarkeit der Leiſtungen der 
Penſionskaſſe ($ 175 Abſ. 2) notwendig find. Vor der Entſcheidung über die 
Beſtätigung hat das Oberbergamt eine ſachverſtändige Prüfung der Unterlagen 
herbeizuführen. War mit den Unterlagen ein verſicherungstechniſches Gutachten 
nicht eingereicht, ſo können die Koſten der Anfertigung eines ſolchen Gutachtens 
dem Knappſchaftsverein auferlegt werden. 

Wird die Beſtätigung vom Oberbergamte verſagt, ſo erfolgt die Entſcheidung 
durch Beſchluß. Gegen dieſen Beſchluß findet, inſoweit die dauernde Erfüllbarkeit 
der Leiſtungen der Penſionskaſſe in Frage ſteht, binnen einer Friſt von einem 
Monate vom Tage der Zuſtellung an den Vorſtand ab die Beſchwerde an das 
Oberſchiedsgericht ſtatt ($ 186m). Im übrigen bewendet es bei den Vorſchriften 
in §§ 191 bis 194. 8 

Wo ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, wählt dieſer die Vertreter der 
Arbeiter zu dem im Abf. bezeichneten Ausſchuſſe. 

Wird die Satzung nach vorgängiger Aufforderung nicht innerhalb ſechs 
Monaten vorgelegt, ſo hat das Oberbergamt dieſelbe rechts verbindlich aufzuſtellen. 

Für die Errichtung beſonderer Krankenkaſſen finden die Beſtimmungen im 
Abſ. 1, 4 und 5 entsprechende Anwendung. Erfolgt die Errichtung in einem 
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ſchon beſtehenden Knappſchaftsvereine, fo werden die Mitglieder durch die gewählten 
Knappſchaftsälteſten vertreten. 

Die Knappſchaftsvereine und beſonderen Krankenkaſſen erlangen durch die 
Beſtätigung ihrer Satzung die Rechtsfähigkeit. 


$ 170. 

Zu allen Abänderungen von Satzungen der Knappſchaftsvereine und be 
ſonderen Krankenkaſſen iſt erforderlich, daß die Anderungen von der General— 
verſammlung nach den näheren Beſtimmungen der Satzung beſchloſſen werden 
und ſodann die Beſtätigung des Oberbergamts nach Maßgabe des § 169 erlangen. 


$ 170a. 
Die Satzungen der Knappſchaftsvereine und befonderen Krankenkaſſen müſſen 
Beſtimmung treffen: 

1. über Namen, Sitz und Bezirk des Vereins j 

2. über die Klaffen der dem Beitrittszwang unterliegenden und über die 
zum Beitritte berechtigten Perſonen; 

3. über die zur An- und Abmeldung derſelben beſtimmten Stellen und 
über den Zeitpunkt der An- und Abmeldung; 

4. über die Bemeſſung, den Ort und die Zeit der Einzahlung etwa vor⸗ 
zuſchreibender Eintrittsgelder ſowie der Beiträge; 

5. über Art und Umfang der einzelnen Unterſtützungen; 

6. über die Bildung und Zuſammenberufung des Vorſtandes, die Art 
feiner Beſchlußfaſſung und die Entſchädigung, welche den Vorſtands⸗ 
mitgliedern und Knappſchaftsälteſten für die ihnen infolge ihrer Teil— 
nahme an den Generalverſammlungen ſowie an den Sitzungen des 
Vorſtandes und der Ausſchüſſe erwachſenen Reiſe- und Zehrungskoſten, 
ſowie den Knappſchaftsälteſten und den von dieſen gewählten Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern außerdem noch für den aus gleichem Anlaß entgangenen 
Arbeitsverdienſt zu gewähren iſt; 

7. über die Zuſammenſetzung und Berufung der Generalverſammlung, 
über die Art ihrer Beſchlußfaſſung und den Umfang ihrer Befugniſſe, 
ſoweit nicht $ 181 a maßgebend ift; 

8. über die Verwaltung des Vereins, ſoweit nicht die $$ 181 und 182 
maßgebend find; 

9. über die Aufftellung und Prüfung der Jahresrechnung; 

10. über die Art rechtsverbindlicher Veröffentlichungen in Angelegenheiten 
des Vereins, 
11. über die Abänderung der Satzung. 

Jedes Mitglied des Knappſchaftsvereins und der beſonderen Krankenkaſſe 

erhält ein Exemplar der Satzung und etwaiger Abänderungen. 
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$ 171. 

Die Arbeiter, welche im Betriebe der in dem Bezirk eines bereits be— 
ſtehenden oder neu gegründeten Knappſchaftsvereins belegenen Bergwerke, Auf— 
bereitungsanſtalten, Salinen und zugehörigen Betriebsanſtalten ſowie der zu dem 
Knappſchaftsvereine gehörigen Hüttenwerke und ſonſtigen Gewerbsanlagen beſchäftigt 
werden, ſind, ſofern nicht die Beſchäftigung durch die Natur ihres Gegenſtandes 
oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als 
einer Woche beſchränkt iſt, Mitglieder der Krankenkaſſe des Knappſchaftsvereins 
oder der errichteten beſonderen Krankenkaſſe. Einer Beitrittserklärung bedarf 
es nicht. 

Mitglieder der Krankenkaſſen ſind auch die Werksbeamten ſowie die Ver— 
waltungsbeamten der Knappſchaftsvereine und beſonderen Krankenkaſſen, wenn 
ihr Arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt ſechszweidrittel Mark für den Arbeitstag 
oder, ſofern Lohn oder Gehalt nach größeren Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, zwei— 
tauſend Mark für das Jahr gerechnet, nicht überſteigt. Als Gehalt oder Lohn 
gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge; für ſie wird der vom Revierbeamten 
feſtzuſetzende Durchſchnittswert in Anſatz gebracht. 

Zum Beitritte berechtigt ſind auch die übrigen Werksbeamten und Ver— 
waltungsbeamten der Knappſchaftsvereine und beſonderen Krankenkaſſen. 

In Staatsbetrieben mit Penſionsberechtigung angeſtellte Beamte unterliegen 
den Vorſchriften im Abſ. 2 und 3 nicht. Sie find indeſſen zum Beitritte berechtigt, 
wenn die vorgeſetzte Dienſtbehörde zuſtimmt. 


$ 171a. 
Von dem Beitrittszwange find auf ihren Antrag ſolche Perſonen zu 
befreien, welche infolge von Verletzungen, Gebrechen, chroniſchen Krankheiten oder 
Alter nur teilweiſe oder nur zeitweiſe erwerbsfähig find, wenn der unterſtützungs— 
pflichtige Armenverband der Befreiung zuſtimmt. 
Wird der Antrag vom Vorſtand abgelehnt, ſo entſcheidet auf die Be— 
ſchwerde des Antragſtellers die Aufſichtsbehörde endgültig. 


$ 171b. 

Die Leiftungen, welche die Knappſchaftsvereine und beſonderen Kranken— 
kaſſen ihren Mitgliedern und deren Angehörigen in Krankheits- und Sterbefällen 
zu gewähren haben, müſſen die im Krankenverſicherungsgeſetze für die Betriebs— 
(Fabrik.) Krankenkaſſen vorgeſchriebenen Mindeſtleiſtungen erreichen. 

Eine Erhöhung und Erweiterung dieſer Leiſtungen iſt nach näherer Be— 
ſtimmung der Satzungen in demſelben Umfange zuläſſig, wie er im Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetze für die Betriebs-(Fabrik-) Krankenkaſſen vorgeſehen iſt. Außer⸗ 
dem find zuläſſig ſatzungsmäßige Beſtimmungen, nach welchen den Knappſchafts— 
invaliden und deren Angehörigen gegen Entrichtung von Beiträgen freie Kur 
und Arznei in Krankheitsfällen ſowie den Mitgliedern des Knappſchaftsvereins 
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oder der Krankenkaſſe und deren Angehörigen oder Hinterbliebenen in Fällen der 
Notlage nach dem Ermeſſen des Vorſtandes außerordentliche Unterſtützungen 
gewährt werden können. Steht nach der Satzung eines Knappſchaftsvereins den 
Knappſchaftsinvaliden und ihren Angehörigen freie Kur und Arznei in Krank— 
heitsfällen zu, ohne daß die Invaliden hierfür Beiträge zu entrichten haben, ſo 
ſind dieſe Leiſtungen für Rechnung der Penſionskaſſe zu gewähren. 

Abänderungen der Satzung, durch welche die bisherigen Krankenkaſſen⸗ 
leiſtungen herabgeſetzt werden, finden auf ſolche Mitglieder, welchen bereits zur 
Zeit der Abänderung ein Unterſtützungsanſpruch wegen eingetretener Krankheit 
zuſteht, für die Dauer dieſer Krankheit keine Anwendung. Abänderungen der 
Satzung, durch welche die bisherigen Kankenkaſſenleiſtungen erweitert werden, 
finden auf die vorbezeichneten Unterſtützungsfälle dann Anwendung, wenn dies in 
der Satzung ausdrücklich beſtimmt iſt. 

Der Höchſtbetrag einer nach der Satzung wider ein Mitglied zu verhängenden 
Ordnungsſtrafe darf den dreifachen Betrag des täglichen Krankengeldes und bei 
Knappſchaftsinvaliden das Dreifache desjenigen Betrags, welchen fie als Kranfen- 
geld zuletzt zu beanſpruchen hatten, für jeden einzelnen mit Ordnungsſtrafe zu 
belegenden Fall nicht überſteigen. 

Die mit Arzten, Apothekern und Krankenhäuſern über die ärztliche Be— 
handlung, die Lieferung der Arznei und die Kur und Verpflegung der Mitglieder 
abgeſchloſſenen Verträge ſind dem Oberbergamte mitzuteilen. 


§ 171. 


Kaſſenmitglieder, welche aus der ihre Mitgliedſchaft bei der Krankenkaſſe 
des Knappſchaftsvereins oder bei einer beſonderen Krankenkaſſe begründenden Be— 
ſchäftigung freiwillig oder infolge Kündigung oder Entlaſſung durch den Werks— 
beſitzer ausſcheiden, verlieren, ſoweit das Geſetz nicht beſondere Ausnahmen vor- 
ſieht, ihre Anſprüche auf die Leiſtungen der Kaſſe. 

Nichtbeitrittspflichtige Kaſſenmitglieder verlieren außerdem ihre Anſprüche 
auf die Leiſtungen der Kaſſe, wenn ſie dem Vorſtand ihren Austritt anzeigen oder 
die Beiträge an zwei aufeinander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet haben. 


§ 171d. 

Kaſſenmitglieder, welche vor ihrem Ausſcheiden aus der die Mitgliedſchaft 
begründenden oder zu derſelben berechtigenden Beſchäftigung mindeſtens zwei Jahre 
hindurch ununterbrochen der Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder einer 
beſonderen Krankenkaſſe angehört haben, bleiben, ſolange ſie ſich im Gebiete des 
Deutſchen Reichs aufhalten und nicht zu einer Beſchäftigung übergehen, vermöge 
welcher fie Mitglieder einer anderen Knappſchafts⸗ oder einer Orts⸗, Betriebs- 
(Fabrik-), Bau oder Innungskrankenkaſſe werden, Mitglieder der Kaffe, ſofern ſie 
ihre dahingehende Abſicht binnen einer Woche dem Vorſtand anzeigen. Die 
Zahlung der vollen ſatzungsmäßigen Kaſſenbeiträge zum erſten Fälligkeitstermin 
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ift der ausdrücklichen Anzeige gleich zu achten, ſofern der Fälligkeitstermin inner- 
halb der für die letztere vorgeſchriebenen einwöchigen Friſt liegt. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht, wenn die Beiträge an zwei aufeinander folgenden 
Zahlungsterminen nicht geleiſtet werden. 

Zur Erhaltung der Mitgliedſchaft haben die im Abſ. 1 erwähnten Mitglieder 
die vollen für andere Kaſſenmitglieder von dieſen und von den Werksbeſitzern 
aufzubringenden Beiträge ($$ 174 und 175) aus eigenenen Mitteln zu leiſten. 
Sie dürfen weder Stimmrechte ausüben, noch Kaſſenämter übernehmen. 


$ 171e. 

Perſonen, welche infolge eintretender Erwerbsloſigkeit aus der Krankenkaſſe 
ausſcheiden, verbleibt der Anſpruch auf die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der Kaſſe 
in Unterſtützungsfällen, welche während der Erwerbsloſigkeit und innerhalb eines 
Zeitraums von drei Wochen nach dem Ausſcheiden aus der Kaffe (§ 17 1c) ein⸗ 
treten, wenn der Ausſcheidende vor ſeinem Ausſcheiden mindeſtens drei Wochen 
ununterbrochen einer Knappſchafts⸗ oder einer Orts-, Betriebs-(Fabrik-), Bau— 
oder Innungs⸗Krankenkaſſe angehört hat. 

Der Anſpruch fällt fort, wenn der Beteiligte ſich nicht im Gebiete des 
Deutſchen Reichs aufhält, ſoweit nicht die Satzung Ausnahmen zuläßt. 


$ 172. 

Diejenigen Arbeiter und Beamten, welche gemäß § 171 Abſ. 1 und 2 der 
Krankenkaſſe des Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe als Mit⸗ 
glieder angehören, ſind ohne Antrag als Mitglieder in die Penſionskaſſe des Knapp⸗ 
ſchaftsvereins aufzunehmen, ſofern ſie den in den Satzungen aufgeſtellten Erfor⸗ 
derniſſen über Lebensalter und Geſundheit genügen. Als Erfordernis für die 
Aufnahme darf das Mindeſtlebensalter nicht über achtzehn Jahre und das Höchſt⸗ 
lebensalter nicht unter vierzig Jahre feſtgeſetzt werden. 

Diejenigen Beamten, welche gemäß § 171 Abſ. 3 berechtigt find, den 
Krankenkaſſen beizutreten, find unter den im Abf. 1 bezeichneten Vorausſetzungen 
ebenfalls berechtigt, den Penſionskaſſen als Mitglieder beizutreten. 

Für die Beamten kann eine beſondere Abteilung der Penſionskaſſe ein⸗ 
gerichtet werden. 

Arbeiterinnen können durch die Satzung von der Mitgliedſchaft in der 
Penſionskaſſe ausgeſchloſſen werden. 

Perſonen, welche wegen Nichterfüllung der ſatzungsmäßigen Erforderniſſe 
nicht als Mitglieder in die Penſionskaſſe aufgenommen werden, dürfen zur 
Zahlung von Penſionskaſſenbeiträgen nicht herangezogen werden. Indeſſen können 
Perſonen, welche durch ihr Verhalten die Feſtſtellung nicht ermöglichen, ob die 
ſatzungsmäßigen Erforderniſſe für ihre Aufnahmepflicht vorliegen, bis zur Er⸗ 
möglichung dieſer Feſtſtellung bereits zur Zahlung der Penſionskaſſenbeiträge 
herangezogen werden. Auf die Leiſtungen der Penſionskaſſe erlangen dieſe Perſonen 


ee 


erſt dann Anwartſchaft, wenn ihre Aufnahmefähigkeit feſtgeſtellt iſt, und zwar 
erſt vom Zeitpunkte dieſer Feſtſtellung ab. 


$ 172. 

Die Leiftungen, welche die Penſionskaſſen der Knappſchaftsvereine nach 
näherer Beſtimmung der Satzung ihren Mitgliedern mindeſtens zu gewähren 
haben, ſind: 

1. eine lebenslängliche Invalidenpenſion bei eingetretener Unfähigkeit zur 

Berufsarbeit; 

2. eine Penſion für die Witwen auf Lebenszeit oder bis zur Wieder— 

verheiratung; 

3. eine Beihilfe zur Erziehung der Kinder verſtorbener Mitglieder und 

Invaliden bis zur Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs; 

4. ein Beitrag zu den Begräbniskoſten der Invaliden. 

Dem Mitgliede ſteht ein Anſpruch auf Invalidenpenſion nicht zu, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit vorſätzlich herbeigeführt iſt. Die Gewährung der Invaliden— 
penſion kann ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn das Mitglied die Arbeits— 
unfähigkeit bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellten Ver— 
brechens oder vorſätzlichen Vergehens ſich zugezogen hat. In Fällen der letzteren 
Art kann die Invalidenpenſion, ſofern der Verſicherte eine im Inlande wohnende 
Familie beſitzt, deren Unterhalt er bisher aus ſeinem Arbeitsverdienſte beſtritten 
hat, ganz oder teilweiſe der Familie überwieſen werden. 

Die Leiſtungen können durch die Satzung an die Zurücklegung einer be— 
ſtimmten Wartezeit gebunden werden. Die Wartezeit darf auf einen längeren 
Zeitraum als fünf Jahre nicht feſtgeſetzt werden. 

Eine Invalidenpenſion nach Abſ. 1 Ziffer 1 iſt bereits vor zurückgelegter 
Wartezeit zu gewähren, wenn die Arbeitsunfähigkeit durch Verunglückung bei 
der Berufsarbeit verurſacht iſt. 

Steht eine der im Abſ. 1 unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Unterſtützungen 
einem Ausländer zu, ſo kann der Berechtigte, falls er einen Wohnſitz im Deutſchen 
Reiche nicht beſitzt oder ſeinen Wohnſitz im Deutſchen Reiche aufgibt, mit dem 
dreifachen Jahresbetrage der Unterſtützung abgefunden werden. 

Tritt in den Verhältniſſen des Empfängers einer Invalidenpenſion eine 
Veränderung ein, welche ihn nicht mehr als unfähig zur Berufsarbeit erſcheinen 
läßt, ſo kann ihm die Penſion entzogen werden. 


$ 172b. 

Die Bemeſſung der Invalidenpenſionen und der Witwenpenſionen erfolgt 
durch die Satzung, und zwar lediglich nach alljährlich oder allmonatlich oder 
allwöchentlich eintretenden Steigerungsſätzen, fo daß der Betrag der im Einzel— 
falle zu gewährenden Penſion gleich der Summe der von dem Mitglied erdienten 
Steigerungsſätze iſt. Der Betrag der Steigerungsſatze iſt ſowohl für die Invaliden- 
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penſionen wie für die Witwenpenſionen und — ſoweit für die Penſionskaſſen⸗ 
leiſtungen Mitgliederklaſſen beſtehen — auch für jede Mitgliederklaſſe beſonders 
feſtzuſetzen. Hierbei iſt zuläſſig, die Steigerungsſätze nach Dienſtalterszeiten ver— 
ſchieden zu bemeſſen. 

Die hiernach zu gewährenden Invalidenpenſionen und Witwenpenſionen 
ſind in Tabellen erſichtlich zu machen, welche der Satzung beizufügen ſind. 

Die Bemeſſung der Beihilfen zur Erziehung der Kinder verſtorbener Mit— 
glieder und Invaliden erfolgt durch die Satzung entweder unter Berückſichtigung 
des von dem Mitgliede zurückgelegten Dienſtalters, und alsdann gleichfalls nach 
den vorſtehenden Grundſätzen, oder ohne Berückſichtigung dieſes Dienſtalters in 
feſten Monatsſätzen für die einzelnen etwa beſtehenden Mitgliederklaſſen. 


.$ 172c. 

Mitglieder der Penſionskaſſen werden bei Übernahme von Beſchäftigung 
im Bezirk eines anderen Knappſchaftsvereins ohne Rückſicht auf ihr Lebensalter 
Mitglieder der Penſionskaſſe dieſes Vereins mit ihrem bisherigen Dienſtalter, 
ſofern ſie nicht erſt zu einem Zeitpunkte Penſionskaſſenmitglied geworden ſind, 
zu welchem ſie das in der Satzung des neuen Vereins als Erfordernis für die 
Aufnahme aufgeſtellte Lebensalter bereits überſchritten hatten, und ſofern ſie zur 
Berufsarbeit nicht bereits unfähig find § 172 a Abſ. 1 Ziffer 1). Liegt zwiſchen 
dem Ausſcheiden aus der die Mitgliedſchaft im bisherigen Vereine begründenden 
Beſchäftigung und der Übernahme der Beſchäftigung im Bezirke des neuen 
Vereins ein Zeitraum von mehr als drei Monaten, ſo iſt die Übernahme in die 
Penſionskaſſe des neuen Vereins an die weitere Vorausſetzung gebunden, daß 
das Mitglied den in der Satzung des neuen Vereins für die Aufnahme in die 
Penſionskaſſe aufgeſtellten Erforderniſſen über Geſundheit genügt. 

Tritt ein ſolches Mitglied, welches zwei oder mehreren Penſionskaſſen an⸗ 
gehört hat, oder feine Witwe in den Genuß der im § 172a Abſ. 1 Ziffer 1 
beziehungsweiſe 2 beſtimmten Leiſtungen, ſo hat jede beteiligte Penſionskaſſe für 
die Zeit, während welcher das Mitglied ihr angehört hat, die Summe der bei 
ihr erdienten Steigerungsſätze zu gewähren. Hierbei kommen Mitgliedzeiten unter 
einem Jahre auch bei Penſionskaſſen mit Jahresſteigerungsſätzen, und zwar in— 
ſoweit in Anrechnung, als dieſe Mitgliedzeiten in Verbindung mit den in anderen 
beteiligten Penſionskaſſen zurückgelegten Mitgliedzeiten ſich zu vollen Jahren 
ergänzen laſſen. Der Steigerungsſatz für dieſe weniger als ein Jahr betragenden 
Mitgliedzeiten berechnet ſich alsdann auf denjenigen Bruchteil des Jahresſteige— 
rungsſatzes, welcher der Zahl der in Betracht kommenden vollen Beitragsmonate 
entſpricht. 

Die Berechnung, Feſtſetzung und Auszahlung der Leiſtungen der beteiligten 
Penſionskaſſen erfolgt durch denjenigen Knappſchaftsverein, deſſen Penſionskaſſe 
das Mitglied zuletzt angehört hat. Letzterer hat den übrigen beteiligten Vereinen 
ie nach der Berechnung auf ſie entfallenden Anteile alsbald mitzuteilen. Die 
demnach im Laufe eines Vierteljahrs fällig werdenden Anteile ſind zur Vermeidung 
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des Verwaltungszwangsverfahrens ſpäteſtens bis zum Schluffe des erſten Monats 
des folgenden Vierteljahrs zu erſtatten. 

Streitigkeiten über die Anteile an der Aufbringung der Leiſtungen entſcheidet 
in dieſen Fällen unter Ausſchluß des Rechtswegs das Oberbergamt, wenn die 
Vereine verſchiedenen Oberbergamtsbezirken angehören, der Miniſter für Handel 
und Gewerbe. 

Die im $ 172 Abf. 1 Ziffer 3 und 4 beſtimmten Leiſtungen werden 
ſtets nach der Satzung desjenigen Knappſchaftsvereins berechnet, welchem der 
Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes als Mitglied oder Invalide angehört hat, und 
von dieſem Knappſchaftsverein allein getragen. 


§ 172d. 


Mitglieder der Penſionskaſſen, welche, ohne arbeitsunfähig zu ſein, aus 
der die Mitgliedſchaft begründenden oder zu berſelben berechtigenden Beſchäftigung 
ausſcheiden und nicht Mitglieder einer anderen Knappſchaftspenſionskaſſe werden, 
ſind bei einem Dienſtalter von wenigſtens fünf Jahren berechtigt, ſich die bis 
dahin erworbenen Anſprüche auf die Penſionskaſſenleiſtungen durch Zahlung einer 
in der Satzung feſtzuſetzenden Anerkennungsgebühr zu erhalten, deren monatlicher 
Betrag eine Mark nicht überſteigen darf. 

Der Verluſt der erworbenen Anſprüche tritt in dieſem Falle erſt ein, wenn 
die Zahlung der Anerkennungsgebühr für ſechs aufeinander folgende Monate 
unterlaſſen iſt. 5 

Durch die Satzungen kann beſtimmt werden, daß und unter welchen 
Bedingungen eine Steigerung der Anſprüche auch nach Ausſcheiden aus der 
Beſchäftigung eintreten kann. 


$ 172e. 


Inſoweit die Vorausſetzungen der $$ 1726 und 172d nicht vorliegen, 
verlieren Mitglieder, welche aus der ihre Mitgliedſchaft bei der Penſionskaſſe 
begründenden Beſchäftigung freiwillig oder infolge Kündigung oder Entlaſſung 
durch den Werksbeſitzer ausſcheiden, ihre Anſprüche auf die Leiſtungen der 
Penſionskaſſe. 

Nichtbeitrittspflichtige Mitglieder verlieren außerdem ihre Anſprüche auf die 
Leiſtungen der Penſionskaſſe, wenn fie dem Vorſtand ihren Austritt anzeigen oder 
die Beiträge an ſechs aufeinander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet haben. 

Tritt ein früheres Penſionskaſſenmitglied wieder in eine Knappſchafts⸗ 
penſionskaſſe als Mitglied ein, ſo leben ſeine früheren Penſionskaſſenanſprüche 
nach einjähriger Mitgliedſchaft wieder auf. 


$ 173. 


Die Unterſtützungsanſprüche auf Grund dieſes Geſetzes verjähren in zwei 
Jahren vom Tage ihrer Entſtehung an. 
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Die Übertragung der dem Unterſtützungsberechtigten zuſtehenden Anſprüche 
auf die Leiſtungen der Knappſchaftsvereine und Krankenkaſſen an Dritte ſowie die 
Verpfändung oder Pfändung hat nur inſoweit rechtliche Wirkung, als ſie erfolgt: 


1. zur Deckung eines Vorſchuſſes, welcher dem Berechtigten auf ſeine 
Anſprüche vor Anweiſung der Unterſtützung von dem Arbeitgeber oder 
einem Organe des Knappſchaftsvereins oder der Krankenkaſſe oder dem 
Mitglied eines ſolchen Organs gegeben worden iſt , 


2. zur Deckung der im § 850 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Forderungen. 


Die Anſprüche dürfen auf geſchuldete Eintrittsgelder und Beiträge, auf 
gezahlte Vorſchüſſe, auf zu Unrecht gezahlte Unterſtützungsbeträge und auf Geld- 
ſtrafen aufgerechnet werden, welche nach näherer Vorſchrift der Satzungen von 
den Organen der Knappſchaftsvereine oder der Krankenkaſſen verhängt worden ſind. 
Die Anſprüche dürfen ferner aufgerechnet werden auf Erſatzforderungen für 
Beträge, welche der Unterſtützungsberechtigte auf Grund der Reichsgeſetze über 
Unfallverſicherung bezogen, aber an den Knappſchaftsverein oder die Krankenkaſſe 
zu erſtatten hat; Anſprüche auf Krankengeld dürfen jedoch nur bis zur Hälfte 
aufgerechnet werden. 

Ausnahmsweiſe darf der Berechtigte den Anſpruch ganz oder zum Teil 
auf andere übertragen, ſofern dies von dem Revierbeamten genehmigt wird. 


§ 174. 

Sowohl die Mitglieder als auch die Werksbeſitzer haben zu den Kranken⸗ 
kaſſen und den Penſionskaſſen Beiträge zu leiſten. Die Beiträge der Werks⸗ 
beſitzer für beitrittspflichtige Mitglieder dürfen nicht geringer als die Beiträge 
dieſer Mitglieder ſein. 

Zur Beitragsleiſtung für nichtbeitrittspflichtige Mitglieder ſind die Werks⸗ 
beſitzer nicht verpflichtet. Soweit eine Beitragsleiſtung für ein nicht beitritts⸗ 
pflichtiges Mitglied durch den Werksbeſitzer nicht erfolgt, hat das nichtbeitritts⸗ 
pflichtige Mitglied neben dem Mitgliedbeitrag auch den auf den Werksbeſitzer 
entfallenden Beitrag ſeinerſeits zu entrichten. 


§ 175. 


Die Beiträge der Mitglieder zur Krankenkaſſe ſind in einem Bruchteil 
ihres Arbeitslohns oder Gehalts oder in einem feſten Satze ſo zu bemeſſen, daß 
fie unter Hinzurechnung der Beiträge der Werksbeſitzer und der etwaigen ſonſtigen 
Einnahmen der Kaffe ausreichen, um deren geſetzliche und ſatzungsmäßige Aus⸗ 
gaben zu decken und außerdem einen Reſervefonds im Mindeſtbetrage der durch⸗ 
ſchnittlichen Jahresausgabe der letzten drei Jahre anzuſammeln und erforderlichen⸗ 
falls den Reſervefonds bis zu dieſer Höhe zu ergänzen. 
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$ 175a. 

Reichen die Mittel einer beſonderen Krankenkaſſe zur Deckung der laufen— 
den Ausgaben nicht aus, ſo ſind die Werksbeſitzer zur Leiſtung der erforderlichen 
Vorſchüſſe verpflichtet. 

§ 175 p. 

Werden die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen einer beſonderen Krankenkaſſe 
($ 171b) durch die Beiträge, nachdem dieſe für die Mitglieder vier Prozent des 
durchſchnittlichen Arbeitslohns oder Gehalts erreicht haben, nicht gedeckt, ſo haben 
die Werksbeſitzer die zur Deckung der geſetzlichen Mindeſtleiſtungen erforderlichen 
Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln zu leiſten. 


§ 1755. 


Die Beiträge der Mitglieder zur Penſionskaſſe ſind in einem Bruchteil 
ihres Arbeitslohns oder Gehalts in einem feſten Satze zu beſtimmen. 

Die Höhe der Beiträge iſt derart zu bemeſſen, daß ſie unter Hinzurechnung 
der etwaigen weiteren Einnahmen der Kaſſe und unter Berückſichtigung aller 
ſonſtigen für die Leiſtungsfähigkeit des Knappſchaftsvereins in Betracht kommenden 
Umſtände die dauernde Erfüllbarkeit der Penſionskaſſenleiſtungen ermöglichen. 

In den verſchiedenen Mitgliederklaſſen ſind die Beiträge für die einzelnen 
Mitglieder gleich zu bemeſſen und lediglich nach der durchſchnittlichen Höhe der 
in denſelben zu gewährenden Invalidenunterſtützungen abzuſtufen. 


§ 175d. 

Ergibt ſich, daß die Beiträge zur Krankenkaſſe oder zur Penſionskaſſe den 
Beſtimmungen des § 175 oder des F 175e Abſ. 2 nicht genügen, fo iſt eine 
entſprechende Erhöhung der Beiträge oder eine entſprechende Minderung der Kaſſen⸗ 
leiſtungen herbeizuführen. Die Minderung kann ſich auch auf die bereits be— 
willigten oder rechtskräftig feſtgeſtellten Penſionskaſſenleiſtungen erſtrecken „ſoweit 
letztere nicht bereits vor Inkrafttreten der Minderung fällig geworden ſind. 

Unterläßt der Knappſchaftsverein oder die beſondere Krankenkaſſe, dieſe 
Abänderung zu beſchließen, ſo hat das Oberbergamt die Beſchlußfaſſung anzu- 
ordnen. Die Anordnung erfolgt durch Beſchluß. Gegen dieſen Beſchluß findet 
binnen einer Friſt von einem Monate vom Tage der Zuſtellung an den Vorſtand 
ab die Beſchwerde an das Oberſchiedsgericht ſtatt ($ 186m). Wird der An— 
ordnung, nachdem ſie unanfechtbar geworden iſt, keine Folge gegeben, ſo hat 
das Oberbergamt ſeinerſeits die erforderliche Abänderung der Satzung von Amts 
wegen mit rechtsverbindlicher Wirkung zu vollziehen. 

Wird zur Aufrechterhaltung oder Wiederherſtellung der Leiſtungsfähigkeit 
eines Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe eine ſchleunige Ver: 
mehrung ihrer Einnahmen oder Verminderung ihrer Ausgaben erforderlich, ſo 
kann das Oberbergamt, vorbehaltlich des vorſtehend vorgeſchriebenen Verfahrens, 
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eine ſofortige vorläufige Erhöhung der Beiträge oder Herabſetzung der Leiſtungen 
verfügen. Der Rekurs gegen dieſe Verfügung hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§ 176. 

Die Werksbeſitzer haben jede von ihnen beſchäftigte Perſon, für welche 
gemäß den $$ 171 und 172 die Zugehörigkeit zu dem Knappſchaftsvereine 
begründet iſt, an den durch die Satzungen feſtzuſetzenden Zeitpunkten und auf 
dem darin bezeichneten Wege ($ 170a Abſ. 1 Ziffer 3) bei dem Knappſchafts⸗ 
vorſtand und, wo beſondere Krankenkaſſen beſtehen, auch bei dem Vorſtande 
der zuſtändigen Krankenkaſſe anzumelden und nach Beendigung des Arbeits- oder 
Dienſtverhältniſſes wieder abzumelden. 

Unterbleibt die Anmeldung, ſo ſind die Vorſtände befugt, die Zahl der 
Perſonen, für welche die Beiträge zur Knappſchaftskaſſe oder zur Krankenkaſſe 
eingezogen werden ſollen, nach ihrem Ermeſſen zu beſtimmen. 

Werksbeſitzer, die ihrer Anmeldepflicht vorſätzlich oder fahrläſſigerweiſe nicht 
genügen, haben außerdem alle Aufwendungen zu erſtatten, welche der Knappſchafts— 
verein oder die Krankenkaſſe auf Grund geſetzlicher oder ſatzungsmäßiger Vorſchrift 
in einem vor der Anmeldung durch die nichtangemeldete Perſon veranlaßten 
Unterſtützungsfalle gemacht hat. Auch iſt zuläſſig, die Unterlaſſung der Anmelde— 
pflicht wie der Abmeldepflicht durch die Satzung mit einer Geldſtrafe bis zu 
zwanzig Mark zu belegen. 

$ 176a. 

Die Werksbeſitzer find verpflichtet, die Mitgliederbeiträge, etwa vorgeſchriebene 
Eintrittsgelder und auf Grund der Satzung verhängte Ordnungsſtrafen von den 
bei ihnen beſchäftigten Perſonen einzuziehen und zugleich mit ihren eigenen Bei⸗ 
trägen zu den in der Satzung beſtimmten Zeitpunkten an die vorgeſchriebenen 
Stellen abzuführen. Sie haften für die Einziehung und Abführung der Beiträge, 
Eintrittsgelder und Ordnungsſtrafen der beitrittpflichtigen Mitglieder wie für eine 
eigene Schuld. . 

Die Mitglieder find verpflichtet, ſich ihre Beiträge, etwaige Eintrittsgelder 
und auf Grund der Satzung verhängte Ordnungsſtrafen bei den Lohnzahlungen 
einbehalten zu laſſen. Die Einbehaltungen für die Beiträge find auf die Lohn- 
zahlungszeiträume, auf welche ſie entfallen, möglichſt gleichmäßig zu verteilen. 


$ 177. 

Die im $ 176a Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Leiſtungen zu den Knappſchafts⸗ 
kaſſen und zu den beſonderen Krankenkaſſen können auf vorgängige Feſtſetzung 
durch das Oberbergamt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens eingezogen 
werden. 

Durch Einlegung der nach § 186 Abſ. 2 zuläſſigen Rechtsmittel wird die 
Zwangsvollſtreckung nicht aufgehalten. 

Rückſtändige Beiträge, Eintrittsgelder und Ordnungsſtrafen verjähren binnen 
zwei Jahren nach der Fälligkeit. 


a. = 


§ 177a. 

Erſcheint die dauernde Leiſtungsfähigkeit eines Knappſchaftsvereins oder 
einer beſonderen Krankenkaſſe durch andauerndes Sinken auf eine für dieſe 
Leiſtungsfähigkeit nicht ausreichende Mitgliederzahl oder aus anderen Gründen 
derart gefährdet, daß im Wege des § 175 d eine dauernde Abhilfe nicht mehr 
zu erwarten iſt, ſo kann die Aufſichtsbehörde den Knappſchaftsverein oder die 
Krankenkaſſe auflöſen und die Mitglieder einem anderen Knappſchaftsverein oder 
einer anderen Krankenkaſſe mit der Maßgabe überweiſen, daß gegen den letzteren 
Verein aus der bei dem aufgelöſten Vereine verbrachten Beitragszeit Anſprüche 
nicht geltend gemacht werden können, und daß die bisherigen Penſionskaſſen— 
mitglieder im übrigen mit ihrem bisherigen Dienſtalter auch der Penſionskaſſe 
angehören, ſofern fie den im § 172% Abſ. 1 für die Aufnahme aufgeftellten Er⸗ 
forderniſſen genügen. Dabei werden diejenigen bisherigen Penſionskaſſenmitglieder, 
welche in dem Zeitpunkte der Überweiſung hinſichtlich des Lebensalters und der 
Geſundheit den durch die Satzung des neuen Knappſchaftsvereins für die Auf- 
nahme in die Penſionskaſſe aufgeſtellten Erforderniſſen genügen, ſofern ſie bei 
der Übernahme auf eine Berückſichtigung ihres bisherigen Dienſtalters für ihre 
Anſprüche an den neuen Knappſchaftsverein ausdrücklich verzichten, ohne Be⸗ 
rückſichtigung ihres bisherigen Dienſtalters in die Penſionskaſſe des neuen 
Knappſchaftsvereins übernommen. 

Außerdem hat die Aufſichtsbehörde einen Knappſchaftsverein oder eine be— 
ſondere Krankenkaſſe aufzulöſen: 

1. wenn der Betrieb oder die Betriebe, für welche der Verein errichtet 

iſt, aufgelöſt werden; 

2. wenn dem Knappſchaftsvereine lediglich Werke der im § 166 Abſ. 2 
bezeichneten Art angehören und die Beſitzer dieſer Werke ſowie die auf 
dieſen Werken beſchäftigten Mitglieder die Auflöſung gemeinſchaftlich 
beantragen; > 

3. wenn einer befonderen Krankenkaſſe lediglich Werke der im $ 166 Abſ. 2 
bezeichneten Art angehören und das Ausſcheiden dieſer Werke aus dem 
Knappſchaftsvereine nach $ 166 Abſ. 2 und 4 mit Wirkſamkeit erfolgt ift. 

Die den bisherigen Mitgliedern bis zur Auflöſung des Knappſchaftsvereins 
oder der Krankenkaſſe erwachſenen Anſprüche bleiben gegen den aufgelöſten 
Verein beſtehen, können aber über den Zeitpunkt der Auflöſung hinaus ſich 
nicht erhöhen. 

Das vorhandene Vermögen iſt von der Auffichtsbehörde in Verwahrung 
zu nehmen, zu verwalten und zur tunlichſt gleichmäßigen Befriedigung der vor 
handenen Anſprüche zu verwenden. 

Bei Befriedigung der Anſprüche gegen die Penſionskaſſe eines aufgelöſten 
Knappſchaftsvereins ſind die Anſprüche derjenigen Perſonen vorweg zu befriedigen, 
die ſich zur Zeit der Auflöſung bereits im Genuß einer Penſion befanden. 
Später eintretende Anſprüche find nach Maßgabe des vorhandenen Vermögens⸗ 
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reſtes zu befriedigen. Die Aufſichtsbehörde hat in dieſen Fällen einen Liquidations⸗ 
plan aufzuſtellen. 

Werden nach Wegfall aller Berechtigten Anſprüche nicht mehr erhoben, 
ſo fällt ein etwa vorhandener Vermögensreſt demjenigen Vereine zu, welchem die 
dem aufgelöſten Verein angehörig geweſenen Mitglieder überwieſen worden ſind. 
Hat eine ſolche Überweiſung nicht ſtattgefunden, ſo iſt ein etwa vorhandener 
Vermögensreſt in der dem bisherigen Zwecke am meiſten entſprechenden Weiſe zu 
verwenden. 

§ 177 b. 

Nach Anhörung der Generalverſammlungen der beteiligten Knappſchafts— 
vereine kann die Aufſichtsbehörde im Intereſſe der dauernden Sicherſtellung der 
Anſprüche der Mitglieder die Vereinigung von zwei oder mehreren Penſionskaſſen 
in der Weiſe anordnen, daß entweder die vollſtändige Vereinigung der Penſions— 
kaſſen erfolgt oder daß ſie ihre Selbſtändigkeit behalten und ſich zu einem Rück⸗ 
verſicherungsverbande vereinigen. Für die Aufſtellung der Satzungen finden in 
dieſen Fällen die $$ 169 bis 170 a ſinngemäße Anwendung. Die Rück⸗ 
verſicherungsverbände erlangen durch die Beſtätigung ihrer Satzungen die Rechts⸗ 
fähigkeit. 

§ 177 e. | 

Die Auflöfung im Falle des $ 177a Abſ. 1 und die Anordnung der 
Vereinigung im Falle des § 177 b erfolgt durch Beſchluß. Handelt es ſich um 
die Vereinigung von Penſionskaſſen, über welche verſchiedene Oberbergämter die 
Aufſicht führen, ſo erfolgt die Anordnung durch gemeinſchaftlichen Beſchluß der 
beteiligten Oberbergämter. Gegen den Beſchluß findet binnen einer Friſt von 
einem Monate vom Tage der Zuſtellung an den Vorſtand ab die Beſchwerde an 
das Oberſchiedsgericht ſtatt ($ 186 m). 


§ 177d. 

Erſtreckt ſich ein Knappſchaftsverein oder ein Rückverſicherungsverband über 
den Bezirk mehrerer Oberbergämter, ſo beſtimmt der Miniſter für Handel und 
Gewerbe die Behörde, durch welche die den Oberbergämtern zugewieſenen Be⸗ 
fugniſſe hinſichtlich dieſes Knappſchaftsvereins oder Rückverſicherungsverbandes 
wahrzunehmen ſind. 

$ 178. 

Die Verwaltung eines jeden Knappſchaftsvereins erfolgt unter Beteiligung 
von Knappſchaftsälteſten durch den Knappſchaftsvorſtand und die General— 
verſammlung. ’ 

Wo beſondere Krankenkaſſen errichtet find, muß für diefe auch ein beſonderer 
Vorſtand beſtehen. 

§ 179. 

Die Knappſchaftsälteſten werden von den e 

volljährigen Vereinsmitgliedern, welche ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren 
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rechte befinden, in einer durch die Satzung beſtimmten Zahl und unter den in 
der Satzung hinſichtlich der Wählbarkeit beſtimmten beſonderen Vorausſetzungen 
auf Grund unmittelbarer Abſtimmung aus ihrer Mitte gewählt. Sie müſſen 
die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen und der deutſchen Sprache in Wort und 
Schrift mächtig ſein. Inſoweit innerhalb eines Knappſchaftsvereins beſondere 
Krankenkaſſen eingerichtet ſind, kann durch die Satzung des Knappſchaftsvereins 
beſtimmt werden, daß die Wahl der Knappſchaftsälteſten bei den beſonderen 
Krankenkaſſen erfolgt. 

Die Verhältniswahl iſt zuläſſig; dabei kann die Stimmabgabe auf Vor— 
ſchlagsliſten beſchränkt werden, die bis zu einem in der Satzung feſtgeſetzten Zeit— 
punkte vor der Wahl einzureichen ſind. 

Die Knappſchaftsälteſten haben im allgemeinen das Recht und die Pflicht, 
einerſeits die Befolgung der Satzung durch die Knappſchaftsmitglieder zu über: 
wachen und andererſeits die Rechte der letzteren gegenüber dem Vorſtande wahr— 
zunehmen. Die Knappſchaftsälteſten oder von ihnen gewählte Abgeordnete ver— 
treten die Knappſchaftsmitglieder in den Generalverſammlungen. 

Die Satzung oder eine beſondere Dienftanweifung ($ 181) regelt ihre 
Dienſtobliegenheiten. 

§ 180. 

Die Mitglieder des Knappſchaftsvorſtandes werden zur einen Hälfte aus 
den Werksbeſitzern oder aus deren Vertretern ($$ 117, 127, 134), zur anderen 
Hälfte aus den beitrittspflichtigen Knappſchaftsälteſten gewählt. 

Die Verhältniswahl iſt zuläſſig, dabei kann die Stimmabgabe auf Vor⸗ 
ſchlagsliſten beſchränkt werden, die bis zu einem in der Satzung feſtgeſetzten 
Zeitpunkte vor der Wahl einzureichen ſind. 

Wählbar als Vertreter der Werksbeſitzer ſind auch ſolche Perſonen, welche 
mit der Leitung der zum Vereine gehörigen Betriebe betraut oder in der Ver— 
waltung dieſer Betriebe angeſtellt ſind. 

Der Knappſchaftsvorſtand wählt feinen Vorſitzenden und deſſen Stell— 
vertreter aus der Zahl ſeiner aus den Werksbeſitzern oder deren Vertretern ge⸗ 
wählten Mitglieder. 


$ 180 . 


Die Beſchlußfaſſungen im Vorſtand erfolgen mit einfacher Stimmen— 
mehrheit. Ergibt die Abſtimmung über einen Antrag Stimmengleichheit, fo ift 
der Antrag innerhalb eines Monats zur nochmaligen Beſchlußfaſſung zu bringen. 

Ergibt auch die wiederholte Abſtimmung Stimmengleichheit und erſcheinen 
durch Nichtannahme des Antrags erhebliche Intereſſen des Vereins gefährdet, fo 
kann die Entſcheidung des Oberbergamts über Annahme oder Ablehnung des 
Antrags angerufen werden. Dieſe Entſcheidung kann nur von mindeſtens einem 
Dritteile der Mitgliedervertreter oder der Vertreter der Werksbeſitzer im Vorſtand 
und nur innerhalb eines Monats vom Tage der wiederholten Abſtimmung ab 
beantragt werden. 


rail. - 


Die Entſcheidung des Oberbergamts erfolgt durch Beſchluß. Gegen dieſen 
Beſchluß findet binnen einer Friſt von einem Monate vom Tage der Zuſtellung 
an den Vorſtand ab die Beſchwerde an das Oberſchiedsgericht ftatt ($ 186 m). 


181. 

Der Knappſchaftsvorſtand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 
Durch die Satzung kann einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern des Vor— 
ſtandes die Vertretung nach außen übertragen werden. Der Vorſtand führt die 
laufende Verwaltung, ſoweit dieſe nicht durch die Satzung einem oder mehreren 
Vorſtandsmitgliedern oder Beamten übertragen iſt. Die Entſcheidung über 
Anträge auf Invaliditätserklärung ſowie die Feſtſetzung der aus der Penſions— 
kaſſe zu gewährenden Unterſtützungen bleibt indeſſen ſtets dem Vorſtand oder 
einem nach näherer Beſtimmung der Satzung beſtellten Ausſchuſſe vorbehalten. 
Auf die Zuſammenſetzung ſolcher Ausſchüſſe findet § 180 Anwendung. Ihre 
Wahl erfolgt durch die Generalverſammlung, ſofern dieſe Wahl nicht durch die 
Satzung dem Knappſchaftsvorſtand übertragen iſt. 

Zum Nachweiſe ſeiner Vertretungsmacht erhält der Vorſtand eine Be— 
ſcheinigung der Aufſichtsbehörde über die den Vorſtand bildenden Perſonen. 

Zu den Obliegenheiten des Vorſtandes gehört insbeſondere: 

1. die Leitung der Wahlen der Knappſchaftsälteſten, ſoweit dieſe nicht bei 

den beſonderen Krankenkaſſen ſtattfinden, und erforderlichenfalls der 
Erlaß einer Dienſtanweiſung für die Knappſchaftsälteſten; 

2. die Auswahl der Beamten und der Arzte des Vereins und der Ab— 

ſchluß der Verträge mit ihnen ſowie mit den Apothekern; 

3. die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anlegung verfügbarer 

Gelder; 
4. die Aufſicht über die Geſchäftsführung der etwa beſtehenden beſonderen 
Krankenkaſſen. 

Für die Anlegung verfügbarer Gelder gelten die für die Anlegung von 
Mündelgeldern beſtehenden Vorſchriften, ſoweit nicht im einzelnen Falle auf Antrag 
des Vorſtandes durch die Aufſichtsbehörde eine andere Anlegung zugelaſſen iſt. 


$ 181a. 

Soweit die Wahrnehmung der Vereinsverwaltung nicht nach Vorſchrift 
des Geſetzes oder auf Grund der Satzung dem Knappſchaftsvorſtand obliegt, 
ſteht die Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung zu. 

Der Generalverſammlung muß vorbehalten bleiben: 

1. die Abänderung der Satzung; 

2. die Wahl des Vorſtandes; 

3. die Wahl eines Ausſchuſſes 

a) zur Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 
b) zur Ausübung der Befugnis, Anſprüche des Knappſchaftsvereins 
gegen Vorſtandsmitglieder oder Beamte aus deren Geſchäfts— 
führung durch beſondere Beauftragte zu verfolgen. 
Geſetz⸗Samml. 1906. (Nr. 10724.) 
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$ 181b. 

Die Generalverſammlung befteht aus den Werksbeſitzern oder ihren Ver: 
tretern ($ 180 Abſ. 1) und aus den Knappſchaftsälteſten oder aus Abgeordneten 
der Knappſchaftsälteſten, welche nach näherer Beſtimmung der Satzung von den 
Knappſchaftsälteſten aus ihrer Mitte gewählt werden. Sowohl die Werksbeſitzer 
als auch die Knappſchaftsälteſten können ſich in der Generalverſammlung durch 
beſonders hierzu bevollmächtigte Perſonen vertreten laſſen. Als Vertreter eines 
Knappſchaftsälteſten kann indeſſen nur wiederum ein Knappſchaftsälteſter bevoll— 
mächtigt werden. 

Die Beſchlußfaſſungen und die Wahlen erfolgen für jeden der beiden Teile 
beſonders, und zwar nach einem durch die Satzung zu regelnden Stimm: 
verhältniſſe. Anträge, welchen nicht von beiden Teilen zugeſtimmt wird, gelten 
als abgelehnt. 

$ 182. 

Den Kaſſenbeamten darf die Entlaftung für die Jahresrechnung erſt nach 

deren Prüfung und Abnahme (F 181a Abſ. 2 Ziffer 3a) erteilt werden. 


$ 182a. 


Die Mitglieder des Vorſtandes ſowie die Verwaltungs, Rechnungs- und 
Kaſſenbeamten des Knappſchaftsvereins haften für getreue Geſchäftsführung wie 
Vormünder ihren Mündeln. 

$ 182 b. 

Die Beſtimmungen der $$ 179 bis 182 a finden für beſondere Kranfen- 
kaſſen mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Sind die Wahlen der Knappſchaftsälteſten nicht durch die Satzung des 
Knappſchaftsvereins den beſonderen Krankenkaſſen übertragen, ſo finden 
beſondere Wahlen der Knappſchaftsälteſten nicht ſtatt, vielmehr gilt die 
in dem Knappſchaftsverein erfolgte Wahl auch für die Krankenkaſſe. 

2. Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß an Stelle der Knapp⸗ 
ſchaftsälteſten ſämtliche Kaſſenmitglieder, welche großjährig und im Be⸗ 
ſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſind, an der Generalverſammlung 
teilnehmen. 

$ 183. 

Die Oberbergämter haben die Beobachtung der für die Tätigkeit der Knapp⸗ 
ſchaftsvereine in Betracht kommenden Geſetze und der Satzungen zu überwachen. 
Sie können die Befolgung dieſer Vorſchriften durch Androhung, Feſtſetzung und 
Vollſtreckung von Ordnungsſtrafen gegen die Vorſtandsmitglieder erzwingen. 

Sie überwachen insbeſondere die dauernde Leiſtungsfähigkeit der Vereine 
und die ſatzungsmäßige Verwaltung des Vermögens. 

Sie ſind befugt, Anſprüche, die den Vereinen etwa gegen Vorſtandsmit⸗ 
glieder oder Beamte aus deren Geſchäftsführung erwachſen, in Vertretung des 
Vereins ſelbſt oder durch einen Beauftragten geltend zu machen. 
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$ 184. 

Zur Ausübung dieſes Aufſichsrechts ernennt das Oberbergamt für jeden 
Knappſchaftsverein einen Kommiſſar. 

Der Kommiſſar iſt befugt, allen Generalverſammlungen und Sitzungen 
der Vorſtände und Ausſchüſſe, welche ihm zu dieſem Zwecke mindeſtens drei Tage 
vorher anzuzeigen find, beizuwohnen und jeden geſetz⸗ oder ſatzungswidrigen Be⸗ 
ſchluß zu beanſtanden. Von einer ſolchen Beanſtandung muß er dem Oberberg⸗ 
amte ſofort Anzeige machen. 

Das Oberbergamt entſcheidet, ob der beanſtandete Beſchluß als geſetz⸗ oder 
ſatzungswidrig aufzuheben oder die Beanſtandung zurückzunehmen iſt. 


N § 184 a. 

Das Oberbergamt kann die Berufung der Vorſtände, Ausſchüſſe und Ge 
neralverſammlungen zu Sitzungen verlangen und, falls dieſem Verlangen nicht 
entſprochen wird, die Sitzungen ſelbſt anberaumen. 

In den durch das Oberbergamt anberaumten Sitzungen kann deſſen Kom⸗ 
miſſar die Leitung der Verhandlungen übernehmen. 

Solange die Wahl des Vorſtandes oder der Ausſchüſſe oder die General⸗ 
verſammlung nicht zuſtande kommt, oder die Organe des Vereins geſetzliche oder 
ſatzungsmäßige Obliegenheiten nicht erfüllen, kann das Oberbergamt die Befugniſſe 
und Obliegenheiten dieſer Organe ſelbſt oder durch Beauftragte auf Koſten des 
Vereins wahrnehmen. 

$ 185. 

Der Vorſtand ift jederzeit verpflichtet, dem Oberbergamt und deſſen Kom⸗ 
miſſar auf Verlangen die Einſicht der über ſeine Verhandlungen ſowie über die 
Verhandlungen der Ausſchüſſe und Generalverſammlungen aufzunehmenden Nieder- 
ſchriften, der Kaſſenbücher und der gelegten Rechnungen ſowie die Reviſion der 
Kaſſe zu geſtatten. 

Auch hat der Vorſtand dem Oberbergamt innerhalb der vorzuſchreibenden 
Friſten und nach den beſtimmten Vordrucken die zur Statiſtik des Knappſchafts⸗ 
weſens erforderlichen Nachrichten zu geben ſowie alljährlich einen Rechnungsab⸗ 
ſchluß einzureichen. 

Die Vorſtände ſind ferner verpflichtet, den Anordnungen des Oberbergamts 
über Art und Form der Rechnungsführung zu genügen. 


§ 185 a. 

Alle ſchiedsgerichtlichen und außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden, 
die zur Begründung und Abwicklung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Knapp⸗ 
ſchaftsvereinen oder beſonderen Krankenkaſſen einerſeits und den Werksbeſitzern 
oder Mitgliedern und den Angehörigen der letzteren andererſeits erforderlich werden, 
find gebühren- und ſtempelfrei. Dasſelbe gilt für die den Vorſtänden zum Nach⸗ 
weis ihrer Vertretungsmacht zu erteilenden amtlichen R ($ 181 
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Abſ. 2 und § 182 b) und für die von Werksbeſitzern oder Knappſchaftsälteſten 
zu ihrer Vertretung in den Generalverſammlungen erteilten privatſchriftlichen Voll— 
machten ($ 181 b Abſ. 1 und § 182 b). 


§ 186. 

Beſchwerden über die Verwaltung des Vorſtandes ſind bei dem Oberberg⸗ 
amt und in der weiteren Inſtanz bei dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
anzubringen, inſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt iſt. 

Gegen die nachſtehend unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Entſcheidungen der 
zuſtändigen Knappſchaftsorgane finden die dort näher angegebenen Rechtsmittel ſtatt: 

1. gegen Entſcheidungen, durch welche der Anſpruch auf Krankenkaſſen— 

leiſtungen abgewieſen, oder der Höhe oder der Zeitdauer nach feſtge— 
ſtellt wird, oder welche das Mitgliedverhältnis zur Krankenkaſſe, oder 
die zu dieſer Kaſſe zu entrichtenden Eintrittsgelder und Beiträge be— 
treffen, die Beſchwerde an das Oberbergamt. Die Entſcheidung des 
Oberbergamts iſt endgültig, ſofern nicht binnen einem Monate nach 
ihrer Zuſtellung die Klage im ordentlichen Rechtsweg erhoben wird; 

2. gegen Entſcheidungen, durch welche der Anſpruch auf Penſionskaſſen— 

leiſtungen abgewieſen, oder der Höhe oder der Zeitdauer nach feſtge— 
ſtellt wird, oder welche das Mitgliedverhältnis zur Penſionskaſſe, oder 
die zu dieſer Kaſſe zu entrichtenden Eintrittsgelder und Beiträge be— 
treffen, unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs die Berufung auf 
ſchiedsgerichtliche Entſcheidung; 

3. gegen alle ſonſtigen Entſcheidungen unter Ausſchluß des Rechtswegs 

die in Abſ. 1 bezeichnete Beſchwerde. 

Die im Abſ. 2 aufgeführten Rechtsmittel müſſen bei Vermeidung des Aus— 
ſchluſſes innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe der Entſcheidung des zu— 
ſtändigen Knappſchaftsorgans eingelegt werden. Dieſe Entſcheidung muß die 
Bezeichnung des nach Abſ. 2 zuläſſigen Rechtsmittels, der Rechtsmittelfriſt und 
der für das Rechtsmittel zuſtändigen Behörde enthalten. Inſoweit Entſcheidungen 
über Krankenkaſſenleiſtungen auf Grund von Krankenſcheinen erfolgen, genügt es, 
daß die Bezeichnung des zuläſſigen Rechtsmittels, der Rechtsmittelfriſt und der 
für das Rechtsmittel zuſtändigen Behörde auf dem Krankenſchein enthalten iſt. 


§ 186 a. 

Für den Bezirk jedes Oberbergamts werden nach dem jeweiligen Bedürfnis 
ein Schiedsgericht oder mehrere Schiedsgerichte gebildet. 

Die Zahl, der Sitz und der Bezirk der Schiedsgerichte wird vom Miniſter 
für Handel und Gewerbe beſtimmt. 

Die Bildung beſonderer Schiedsgerichte unterbleibt inſoweit, als die nach 
dieſem Geſetze den Schiedsgerichten obliegenden Entſcheidungen nach § 186 j einem 
Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung übertragen ſind. 
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§ 186 b. 


Jedes Schiedsgericht beſteht aus einem ſtändigen Vorſitzenden und aus 
Beiſitzern. Die Zahl der Beiſitzer muß mindeſtens zwölf betragen und wird im 
übrigen für jedes Schiedsgericht durch den Miniſter für Handel und Gewerbe 
beſtimmt. 

Der Vorſitzende wird vom Miniſter für Handel und Gewerbe aus der Zahl 
der öffentlichen Beamten des Bezirkes, für welchen das Schiedsgericht gebildet iſt, 
ernannt. Für den Vorſitzenden iſt in gleicher Weiſe mindeſtens ein Stellvertreter 
zu ernennen. 5 8 

Die Beiſitzer werden von der Generalverſammlung der Knappſchaftsvereine 
zu gleichen Teilen in getrennter Wahlhandlung von den Werksbeſitzern oder deren 
Vertretern ($ 180 Abſ. 1) und von den Knappſchaftsälteſten nach einfacher 
Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt. Als Vertreter der Werksbeſitzer ſind 
auch ſolche Perſonen wählbar, welche mit der Leitung der zum Vereine gehörigen 
Betriebe betraut oder in der Verwaltung dieſer Betriebe angeſtellt, indeſſen nicht 
ſelbſt Mitglieder des Vereins ſind. Die Wahlen erfolgen in geheimer Abſtimmung. 
Mitglieder des Knappſchaftsvorſtandes und der im § 181 Abſ. 1 bezeichneten 
Ausſchüſſe ſind nicht wählbar. 

Erſtreckt ſich ein Schiedsgericht über den Bezirk mehrerer Knappſchafts— 
vereine, ſo erfolgt die Wahl der Beiſitzer durch die Generalverſammlungen der 
beteiligten Knappſchaftsvereine nach einer von der Aufſichtsbehörde zu erlaſſenden 
Wahlordnung. Ergibt eine ſolche Wahl keine Stimmenmehrheit, ſo iſt die 
Aufſichtsbehörde befugt, die Beiſitzer aus der Zahl derjenigen Perſonen, welche 
Stimmen erhalten haben, zu beſtimmen. 

Die Beiſitzer werden auf fünf Jahre gewählt. Die Gewählten bleiben 
nach Ablauf dieſer Zeit ſo lange im Amte, bis ihre Nachfolger das Amt 
angetreten haben. Ausſcheidende Beiſitzer ſind wieder wählbar. 

Kommt eine Wahl nicht zuſtande, ſo ernennt das Oberbergamt die Beiſitzer 
aus der Zahl der wählbaren Perſonen. Das gleiche gilt, wenn ein Beiſitzer 
während der Wahlperiode ausſcheidet; die Ernennung erfolgt alsdann für den 
Reſt der Wahlperiode. 


§ 186e. 


Wählbar zu Beiſitzern find nur männliche, im Bezirke der beteiligten Knapp⸗ 
ſchaftsvereine wohnende Perſonen, welche die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen, 
das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben und der deutſchen Sprache in Wort 
und Schrift mächtig ſind. Nicht wählbar iſt, wer zum Amte eines Schöffen 
unfähig iſt ($ 32 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). 

Die Ablehnung der Wahl iſt nur aus denſelben Gründen zuläſſig, aus 
welchen gemäß § 1786 Abſ. 1 Ziffer 2 bis 4 und 8 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs das Amt eines Vormundes abgelehnt werden kann. 

Die Wiederwahl kann für eine Wahlperiode ohne weiteres abgelehnt werden. 


EBEN > 


§ 186 d. 


Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter ſowie die Beiſitzer ſind auf die 
gewiſſenhafte Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amtes eidlich zu verpflichten. 

Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter werden durch einen vom Miniſter 
für Handel und Gewerbe beauftragten Beamten, die Beiſitzer durch den Vor— 
ſitzenden beeidigt. 

Die Beeidigung der Beiſitzer erfolgt bei ihrer erſten Dienſtleiſtung in 
öffentlicher Sitzung; ſie gilt für die Dauer der Wahlperiode. Im Falle der 
Wiederwahl genügt die Verweiſung auf die frühere Beeidigung. 

Im übrigen finden auf die Beeidigung die Vorſchriften im § 51 des Ge— 
richtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


$ 186 e. 


Die Beiſitzer erhalten Erſatz für die ihnen durch die Teilnahme an den 
Sitzungen des Schiedsgerichts erwachſenden Reiſekoſten und ſonſtige bare Auslagen, 
die Vertreter der Mitglieder außerdem Erſatz für einen ihnen entgangenen Arbeits⸗ 
verdienſt. Die Feſtſetzung der Reiſekoſten, baren Auslagen und des entgangenen 
Arbeitsverdienſtes erfolgt durch den Vorſitzenden. 

Die Oberbergämter find befugt, Perſonen, welche die Wahl zu Beiſitzern 
ohne zuläſſigen Grund ($ 1866) ablehnen, ohne genügende Entſchuldigung zu 
den Sitzungen ſich nicht rechtzeitig einfinden oder ihren Obliegenheiten in anderer 
Weiſe ſich entziehen, mit Geldſtrafe bis zu fünfhundert Mark zu belegen. Die 
Geldſtrafen fließen zu derjenigen Knappſchaftskaſſe, von deren Generalverſammlung 
der Beiſitzer gewählt iſt. Iſt die Wahl durch die Generalverſammlungen mehrerer 
Knappſchaftsvereine erfolgt, fo wird der Betrag der Geldſtrafe unter dieſe nach 
einem von dem Oberbergamte zu beſtimmenden Verhältnis verteilt. 

Verweigert ein Beiſitzer dauernd ſeine Dienſtleiſtung, oder werden hinſichtlich 
eines Beiſitzers Tatſachen bekannt, welche deſſen Wählbarkeit auf Grund dieſes 
Geſetzes ausſchließen, oder welche ſich als grobe Verletzungen der Amtspflicht 
darſtellen, ſo iſt er, nachdem ihm Gelegenheit zur Außerung gegeben worden iſt, 
durch Beſchluß des Oberbergamts ſeines Amtes zu entheben. Der nachträgliche 
Fortfall des Amtes als Knappſchaftsälteſter hat die Amtsenthebung ſo lange 
nicht zur Folge, als die Vorausſetzungen für die Wählbarkeit zum Knappſchafts⸗ 
älteſten noch vorliegen. Der Rekurs gegen den Beſchluß des Oberbergamts hat 
keine aufſchiebende Wirkung. 


$ 186k. 


Name und Wohnort der Vorſitzenden und ihrer Stellvertreter ſowie 
der Schiedsgerichtsbeiſitzer find? vom Miniſter für Handel und Gewerbe 
regelmäßig öffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung iſt auf allen 
Vereinswerken zum Aushang zu bringen. 


§ 186g. 

Der Vorſitzende beruft das Schiedsgericht und leitet deſſen Verhandlungen. 

Das Schiedsgericht iſt befugt, Zeugen und Sachverſtändige zu vernehmen 
und ihre Ausſagen eidlich erhärten zu laſſen. 

Das Schiedsgericht hat unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der 
Verhandlungen und des Ergebniſſes einer etwaigen Beweisaufnahme ſowie unter 
Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung über den Anſpruch zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Das Schiedsgericht entſcheidet in der Beſetzung von fünf Mitgliedern, 
unter denen ſich je zwei Vertreter der Werksbeſitzer und der Knappſchaftsmitglieder 
befinden müſſen. 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehrheit 
und ſollen ſpäteſtens innerhalb drei Wochen nach ihrer Verkündung den Parteien 
zugeſtellt werden. 

Die Zuziehung der Beiſitzer erfolgt in der Regel nach einer von dem Vor— 
ſitenden im voraus aufgeſtellten Reihenfolge. Will der Vorſitzende aus be— 
ſonderen Gründen von dieſer Reihenfolge abweichen, ſo ſind dieſe aktenkundig zu 
machen. a 

$ 186h. 

Die Koſten des Schiedsgerichts trägt derjenige Knappſchaftsverein, für 
deſſen Bezirk das Schiedsgericht gebildet iſt. 

Erſtreckt ſich das Schiedsgericht über den Bezirk mehrerer Knappſchafts⸗ 
vereine, ſo werden die Koſten durch das Oberbergamt auf dieſe im Verhältnis 
ihrer Mitgliederzahl verteilt. 

Die Koſten des Verfahrens, welche durch die einzelnen Streitfälle erwachſen, 
ſind von demjenigen Knappſchaftsvereine zu zahlen, gegen deſſen Entſcheidung die 
Berufung eingelegt iſt. Das Schiedsgericht iſt indeſſen befugt, den Beteiligten 
ſolche Koſten des Verfahrens zur Laſt zu legen, welche durch Mutwillen oder 
durch ein auf Verſchleppung oder Irreführung berechnetes Verhalten derſelben 
veranlaßt worden ſind. 

$ 186i. 

Wenn ein Knappſchaftsverein als eine beſondere Kaſſeneinrichtung im 
Sinne des Invalidenverſicherungsgeſetzes anerkannt iſt oder einer ſolchen be⸗ 
ſonderen Kaſſeneinrichtung gemeinſchaftlich mit anderen Knappſchaftsvereinen 
angehört, jo kann die ſchiedsgerichtliche Entſcheidung der dieſen Knappſchafts⸗ 
verein betreffenden Streitigkeiten (§ 186 Abſ. 2 Ziffer 2) durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe einem Schiedsgericht für Arbeiterverſicherung dieſer Kaſſen⸗ 
einrichtung übertragen werden. Einem ſolchen Schiedsgerichte kann auch die 
ſchiedsgerichtliche Entſcheidung von Streitigkeiten, welche einen an der Kaſſen⸗ 
einrichtung nicht beteiligten Knappſchaftsverein betreffen, durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe nach Anhörung des Knappſchaftsvorſtandes und des Vor⸗ 
ſtandes der Kaſſeneinrichtung übertragen werden. 


B 


Auf die Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung, welchen die ſchieds⸗ 
gerichtliche Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten übertragen iſt, finden . 
die Vorſchriften in $$ 186 b bis 186 h. Abſ. 2 keine Anwendung. 

Das Verfahren in Knappſchaftsangelegenheiten vor den Schiedsgerichten 
für Arbeiterverſicherung regelt ſich nach den für dieſe Gerichte geltenden Be— 
ſtimmungen. 

Die Koſten des Schiedsgerichts ſind nach Ablauf des Rechnungsjahrs der 
Kaſſeneinrichtung von den beteiligten Knappſchaftsvereinen anteilig zu erſtatten. 
Dabei wird das Verhältnis zu Grunde gelegt, in welchem die Zahl derjenigen auf 
Grund dieſes Geſetzes bei dem Schiedsgericht eingelegten Berufungen, welche in 
dieſem Jahre erledigt worden ſind, zur Geſamtzahl der vor dem Schiedsgericht 
in demſelben Zeitraum erledigten Berufungen ſteht. Die Verteilung der Koſten 
auf die Kaſſeneinrichtung, die Berufsgenoſſenſchaften und die Knappſchaftsvereine 
erfolgt durch den Vorſitzenden des Schiedsgerichts. 


§ 186k. 

Die Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung iſt d dem zuſtändigen 
Schiedsgerichte zu erheben. f 

Die Berufungsfriſt gilt auch dann als gewahrt, wenn innerhalb derſelben 
die Berufung bei einer anderen amtlichen Stelle oder einem Knappſchaftsorgan 
eingegangen ift; dieſe haben die Berufungsſchrift unverzüglich an das zuſtändige 
Schiedsgericht abzugeben. 

Die Berufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Die Entſcheidung des Schiedsgerichts iſt dem Berufenden ſowie dem Vor— 
ſtande des beteiligten Knappſchaftsvereins in Ausfertigung zuzuſtellen. 


$ 1861, 

Gegen die Entſcheidungen der Schiedsgerichte ſteht beiden Teilen die 
Reviſion an das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten zu. Die 
Reviſion der Knappſchaftsvorſtände hat aufſchiebende Wirkung inſoweit, als es 
ſich um Beträge handelt, die für die Zeit vor dem Erlaſſe der angefochtenen 
Entſcheidung nachträglich gezahlt werden ſollen. Im übrigen hat die Reviſion 
keine aufſchiebende Wirkung. 

Die Reviſion iſt bei dem Oberſchiedsgerichte zur Vermeidung des Ausſchluſſes 
innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung der Entſcheidung des Schiedsgerichts 
einzulegen. Die Vorſchrift des § 186k Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 

Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden: 

J. daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder der 


unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechtes oder auf einem Ver— 
ſtoße wider den klaren Inhalt der Akten beruhe; 


2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


— — 


Bei Einlegung der Reviſion ift anzugeben, worin die Nichtanwendung 
oder die unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes oder der Verſtoß wider 
den klaren Inhalt der Akten oder worin die behaupteten Mängel des Verfahrens 
gefunden werden. Das Oberſchiedsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung an die- 
jenigen Gründe nicht gebunden, welche zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge 
geltend gemacht worden ſind. 

Wird das angefochtene Urteil aufgehoben, fo kann das Oberſchieds— 
gericht zugleich in der Sache ſelbſt entſcheiden oder dieſelbe an das Schiedsgericht 
oder an den Vorſtand zurückverweiſen. Dabei kann das Oberſchiedsgericht be— 
ſtimmen, daß dem Unterſtützungsbewerber eine ihrem Betrage nach beſtimmte 
Unterſtützung vorläufig zu zahlen iſt. Im Falle der Zurückverweiſung iſt die 
rechtliche Beurteilung, auf welche das Oberſchiedsgericht die Aufhebung geſtützt 
hat, den weiteren Entſcheidungen zu Grunde zu legen. 


$ 186m. 

Das Oberfchiedsgericht hat feinen Sitz in Berlin. 

Für die Einrichtung des Oberſchiedsgerichts und das Verfahren vor dem— 
ſelben finden die SS 186 b bis 186h entſprechende Anwendung mit folgenden 
Ausnahmen: 

1. Die Beiſitzer werden von den Generalverſammlungen ſämtlicher Knapp⸗ 
ſchaftsvereine nach einer von dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
zu erlaſſenden Wahlordnung gewählt. 

2. Die den Oberbergämtern zugewieſenen Befugniſſe werden von dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe wahrgenommen. 

3. Das Oberſchiedsgericht entſcheidet über die Beſchwerden aus $ 180 a 
Abſ. 3 in der Beſetzung von drei Mitgliedern, nämlich dem Vorſitzenden 
und je einem Vertreter der Werksbeſitzer und der Knappſchaftsmitglieder. 
Im übrigen entſcheidet das Oberſchiedsgericht in der Beſetzung von 
fünf Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden und je eines Vertreters 
der Werksbeſitzer und der Knappſchaftsmitglieder. Die weiter zuzw 
ziehenden zwei Mitglieder ſind 

a) bei den im § 166 Abſ. 4 bezeichneten Streitigkeiten ein richter⸗ 
licher Beamter und ein Verficherungsverftändiger; 
b) bei Beſchwerden aus § 169 Abſ. 3, § 175d Abſ. 2 und § 1770 
ein Verſicherungsverſtändiger und ein Bergbauverſtändiger 
e) bei Reviſionen (1861) zwei richterliche Beamte. 
Die unter a bis o bezeichneten Mitglieder und ihre Stellvertreter 
werden von dem Miniſter fuͤr Handel und Gewerbe ernannt. 
4. Die Koſten des Oberſchiedsgerichts trägt der Staat. 


$ 186 n. 5 
Im übrigen wird das Verfahren vor den Schiedsgerichten und vor dem 
Oberſchiedsgerichte durch Königliche Verordnung geregelt. 
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$ 1860, 


Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes 
0 \ 


an fie ergebenden Erſuchen des Oberſchiedsgerichts, der Schie sgerichte, anderer 
öffentlicher Behörden, der Vorſtände der Knappſchaftsvereine und beſonderen 
Krankenkaſſen ſowie der Ausſchüſſe ($ 181 Abſ. 1 und $ 181a Abſ. 2 Ziffer 3) 
zu entſprechen und den Organen der Knappſchaftsvereine auch unaufgefordert 
alle Mitteilungen zukommen zu laſſen, welche für deren Geſchäftsbetrieb von 
Wichtigkeit ſind. Die gleiche i liegt den Organen der Knappſchafts⸗ 
vereine gegeneinander und gegenüber den Behörden ſowie den Organen der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten für Invalidenverſicherung, der Berufsgenoſſenſchaften und der 
Krankenkaſſen ob. 

i Die durch die Erfüllung dieſer Verpflichtungen entſtehenden Koſten ſind 
von den Knappſchaftsvereinen als eigene Verwaltungskoſten inſoweit zu erſtatten, 
als ſie in Tagegeldern und Reiſekoſten ſowie in Gebühren für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige oder in ſonſtigen baren Auslagen beſtehen. 


§ 186 p. 

Den Werksbeſitzern iſt unterſagt, die Anwendung der Beſtimmungen dieſes 
Titels zum Nachteile der Arbeiter oder der beitrittspflichtigen Beamten durch 
Verträge (mittels Reglements, Arbeitsordnungen oder beſonderer Übereinkunft) 
auszuſchließen oder zu beſchränken. 

Vertragsbeſtimmungen, welche dieſem Verbote zuwiderlaufen haben keine 
rechtliche Wirkung. 

Artikel U. 


Soweit die Geſetze Hinweiſungen auf die Vorſchriften des Siebenten Titels 
im Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865 enthalten, treten an deren 
Stelle die Beſtimmungen des Artikels I. 


Artikel III. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1908 in Kraft. 

Auf diejenigen Fälle, in denen bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
Knappſchaftsmitglieder den Knappſchaftsvereinsbezirk, in welchem ihre Beſchäftigung 
ſtattfand, gewechſelt haben, finden die Vorſchriften im $ 172 keine Anwendung. 

Das Oberbergamt iſt ermächtigt, auf Antrag der Mehrheit der Knapp⸗ 
ſchaftsälteſten eines Knappſchaftsvereins, in welchem bisher auch invalide Mit- 
glieder zu Knappſchaftsälteſten wählbar waren, zu genehmigen daß die auf Grund 
der bisherigen Satzung gewählten Knappfchaftsälteften und die aus dieſen Knapp⸗ 
ſchaftsälteſten gewählten Vorſtandsmitglieder bis zum Ablauf ihrer Wahlperiode 
im Amte bleiben, auch wenn die im $ 179 für die Wahlen der Knappſchafts⸗ 
älteſten aufgeſtellten Erforderniſſe bei ihnen nicht ſämtlich erfüllt ſind. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Miniſter für Handel und 
Gewerbe beauftragt. 


a — 


Artikel IV. 

Sofern bis zum 1. Januar 1908 die Satzung eines Knappſchaftsvereins 
oder einer beſonderen Krankenkaſſe die nach dem gegenwärtigen Geſetz erforder- 
lichen Anderungen nicht erfahren haben ſollte, werden dieſe Anderungen durch 
das zuſtändige Oberbergamt mit rechtsverbindlicher Wirkung von Aufſichts wegen 
vollzogen. Die Vorſchriften im Abſ. 2 finden hierbei entſprechende Anwendung. 

Das Oberbergamt iſt ermächtigt, zu den behufs Durchführung dieſes Geſetzes 
erſtmalig erfolgenden Satzungsänderungen die Beſtätigung zu erteilen, auch wenn 
den Vorſchriften im § 169 Abſ. 2 nicht entſprochen oder die dauernde Erfüllbarkeit 
der Penſionskaſſenleiſtungen nicht feſtgeſtellt iſt, ſofern die neuen Sätze für die 
Penſionskaſſenleiſtungen die finanzielle Lage des Vereins im allgemeinen nicht un— 
günſtiger erſcheinen laſſen als bisher. In dieſen Fällen hat der Knappſchafts⸗ 
vorſtand unverzüglich eine Prüfung der Vermögenslage durch einen Sachver— 
ſtändigen dahin vornehmen zu laſſen, ob der Vorſchrift im $ 175 Abſ. 2 genügt 
iſt, und den Prüfungsbericht nebſt ſeinen Unterlagen dem Oberbergamte binnen 
einer von dieſem zu beſtimmenden Friſt einzureichen. Der Ablauf dieſer Friſt 
darf nur mit Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe auf einen 
ſpäteren Zeitpunkt als den 31. Dezember 1908 feſtgeſetzt werden. f 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe iſt ermächtigt, den einzelnen Knapp⸗ 
ſchaftsvereinen Friſten zu gewähren, innerhalb deren den Vorſchriften im $ 1756 
Abſ. 2 durch die Satzung Rechnung getragen fein muß. Über den 31. Dezember 
1912 hinaus darf dieſe Friſt nicht erſtreckt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Kuxhaven, an Bord M. Y. „Meteor“, den 19. Juni 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz⸗Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 
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